
AfD-Antrag  im
Abgeordnetenhaus:  Sofort
Wiederaufnahme  des
Präsenzunterrichts  an  den
Schulen!
BERLIN – Die AfD-Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus hat
einen  Dringlichkeitsantrag  eingebracht.  Ziel:  Die  sofortige
uneingeschränkte Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts für die
Schüler in Berlin. Oberster Grundsatz der Pandemiebekämpfüng
sei die Konzentration auf Risikogruppen. Und Schüler gehörten
nicht dazu.

AFD-Bildungsexperte Franz Kerker: „Wir fordern die Rückkehr
zum  Präsenzunterricht  auch  in  Pandemie-Zeiten,  um  eine
Bildungskatastrophe abzuwenden und das drohende Fiasko einer
‚Generation Lockdown‘ zu verhindern!

Konkret fordert die Partei in dem Antrag:

Schnelltests  auf  Infektionen  mit  SARS-CoV-2  sollen
bedarfsorientiert an Schulen vorgehalten werden.
Identifizierte  Lemrückstände   der  Schüler  müssen
aufgeholt werden. Dafür sind Förderprogramme am
Nachmittag  und  Ferien-und  Samstagsangebote
bereitzustellen,  jeweils  unter  Einbindung  privater
Träger
Auf  dem  Wegesystem  in  der  Schule(FlureundTreppenhaus)
ist eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen.
Schüler der Primarstufe sollen vom Tragen einer Mund-
Nase-Bedeckung ausgenommen werden.
Die Klassenzimmer sind regeünäßig zu lüften. Wo dies
nicht möglich ist, sind Luftfiltersysteme einzusetzen.
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Der  Senat  beschleunigt  die  Auslieferung  der
Luftfiltergeräte  und  erstattet  zur  Ausstattung  der
Schulen mit Luftfiltersystemen Bericht.

Die  AfD  berichtet,  dass  sich  Eltern  ihr  gegenüber  sehr
skeptisch in Bezug auf den Distanzunterricht äußern. Besonders
bei der Plattform „Lernraum Berlin“ habe es bereits im Jahr
2020 ständig Schwierigkeiten gegeben.

Oberverwaltungsgericht Berlin
bestätigt:  Die  Demo  darf
stattfinden
BERLIN – Während schon Zehntausende Demonstranten auf dem Weg
nach Berlin zur Demonstration gegen die Corona-Maßnahmen der
Bundesregierung  waren,  bestätigten  Richter  noch  einmal  die
Rechtmäßigkeit der Veranstaltung.

Das  Oberverwaltungsgericht  Berlin-Brandenburg  bestätigte  am
frühen  Morgen  in  zweiter  Instanz,  dass  das  ursprünglich
ausgesprochene Verbot der Berliner Polizei keinen Bestand hat.
Rot-rot-grüner  Senat  und  Polizei  hatten  das  Verbot  damit
begründet, dass Abstandsregeln nicht eingehalten und Masken
nicht getragen würden, somit eine Gesundheitsgefährdung für
die Bevölkerung bestehe. Kritiker sahen im Vorgehen der linken
Stadtregierung  eher  den  Willen,  unliebsame  Demonstranten
fernzuhalten.
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Abgeordnetenhaus  debattiert
Corona-Lockdown:  Opposition
gemeinsam  für  schnelle
Lockerungen  bei  Kneipen,
Restaurants und Hotels
BERLIN  –  CDU,  FDP  und  AfD  haben  heute  im  Berliner
Abgeordnetenhaus den Senat aufgefordert, den Unternehmen in
der Stadt eine Perspektive für die Zukunft zu geben und die
Einschränkungen  insbesondere  für  Hotels  und  Gastronomie
zeitnah zu lockern. CDU-Fraktionschef Burkhard Dregger verwies
darauf, dass diese Branche in Berlin wesentlich bedeutender
sei  als  in  den  anderen  Bundesländern.  AfD-
Fraktionsgeschäftsführer  Frank-Christian  Hansel  bezeichnete
die  Einschränkungen  im  Lebensalltagt  der  Berliner  als
„unverhältnismäßig“. Die AfD habe in Berlin und im Bund das
Herunterfahren  der  gesellschaftlichen  Aktivitäten  bishr
mitgetragen  und  damit  den  Regierungen  einen
Vertrauensvorschuss  gegeben.

Hansel weiter: „Inzwischen wachsen nicht nur bei uns, sondern
auch bei vielen Anderen, die Zweifel, ob dieser Shutdown nötig
war.“ Es sei an der Zeit, auf die Bürger zu vertrauen, dass
sie „aus eigenem Interesse das täten, was angesichts der Krise
notwendig ist“. Der Staat müsse nicht alles durch Verbote
regeln. Für die FDP warf der Abgeordnete Florian Kluckert dem
Senat vor, dass er versäumt habe, die Stadt auf bevorstehende
Lockerungen vorzubereiten.

Der Regierende Bürgermeister Michael Müller (SPD) stimmte den
Ausführungen der Opposition zur Situation der Gastronomen in
der  Millionenstadt  ausdrücklich  zu.  „Gerade  bei  wärmeren
Temperaturen  können  viele  insbesondere  im  Bereich  der
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Außengastronomie flexible Möglichkeiten schaffen, wo Hygiene-
und Abstandsregeln eingehalten werden können“, sagte er.

Im  Abgeordnetenhaus  war  heute  spürbar,  dass  über
Fraktionsgrenzen  hinaus  der  Wunsch  des  Parlaments  besteht,
künftig deutlich stärker in die Prozesse zur Corona-Bekämpfung
einbezogen zu werden. „Es kann nicht sein, dass der Senat
dauerhaft  am  Parlament  vorbeiregiert“,  sagte  der  
Parlamentarische  Geschäftsführer  der  FDP-Fraktion,  Paul
Fresdorf, am Rande der Sitzung gegenüber Journalisten.

Vor der Sitzung hatte der Ältestenrat außerplanmäßig getagt.
CDU  und  FDP  hatten  dort  gefordert,  die  bisherigen
Rechtsverordnungen  des  Senats  in  der  Corona-Krise  dem
Abgeordnetenhaus vorzulegen, was dann auch beschlossen wurde,
so  dass  die  Fachausschüsse  demnächst  mit  den  Beratungen
beginnen können.

 

 


